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Verkehrsflughafen München; 
Öffentliche Tankstelle West - Erweiterung der Erdgastankstelle um einen 
zusätzlichen Verdichter 
 
Anlagen: 
1 Kostenrechnung 
1 Empfangsbekenntnis                                                – bitte ausgefüllt zurück – 
 
Auf den Antrag der Flughafen München GmbH (FMG) vom 27.10.2025 erlässt die 
Regierung von Oberbayern - Luftamt Südbayern (Luftamt) gemäß § 8 Abs. 1 
Satz 10 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 10.05.2007 
(BGBl I S. 698), zuletzt geändert durch Art. 3 Gesetz vom 23.10.2024 (BGBl. I 
Nr. 327), i. V. m. Art. 74 Abs. 6 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz 
(BayVwVfG) vom 23.12.1976, zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 
23.12.2024, GVBl. S. 599, zum Planfeststellungsbeschluss für den Flughafen 
München vom 08.07.1979, Az. 315-98-1, zuletzt geändert durch Plangenehmi-
gung vom 24.07.2025 (159. ÄPG), Az. ROB-3721.25_04-3-46, folgenden 

160. Änderungsbescheid – Plangenehmigung: 

(160. ÄPG) 
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A Verfügender Teil 

I Genehmigung des Plans 

Der Plan zur Errichtung und zum Betrieb einer Erweiterung der an der Öffentlichen 
Tankstelle West betriebenen Erdgastankstelle um einen zusätzlichen Verdichter in 
der bestehenden ortsfesten Füllanlage wird nach Maßgabe der in Ziffer A.III be-
zeichneten Plänen und Unterlagen sowie nach Maßgabe der in Ziffer A.IV verfüg-

ten Nebenbestimmungen zugelassen. 

II Hinweis auf eingeschlossene Entscheidungen 

Diese Plangenehmigung beinhaltet auf der Grundlage der § 8 Abs. 1 Satz 10, 
Abs. 2, § 9 Abs. 1 LuftVG i. V. m. Art. 74 Abs. 6, Art. 75 Abs. 1 BayVwVfG folgen-
de Genehmigung: 

- Erlaubnis nach § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BetrSichV (Gasfüllanlage) 

 

 

 

 

Damit wird der Planfeststellungsbeschluss für den Flughafen München 
(PFB MUC) wie folgt geändert: 

III Änderungen in Abschnitt I(2) (Sonstige Zulassungen) 

In Abschnitt I(2) wird im Teil „Öffentliche Tankstelle West mit Autowaschstraße – 
Erdgastankstelle (Füllanlage)“, der mit Ziffer A.II.2 des 86. Änderungsbescheids - 
Plangenehmigung vom 02.03.2009, Az. 25-33-3721.1-MUC-9-08-86, in den 
PFB MUC eingefügt wurde, folgende Ziffer 3.4 eingefügt: 

"3.4 Errichtung und Betrieb eines zusätzlichen Verdichters  

Die Montage, die Installation und der Betrieb eines zusätz-
lichen Verdichters in der bestehenden ortsfesten Gasfüll-
anlage (im Verdichtergebäude) wird zugelassen. Insoweit 
wird die Erlaubnis nach § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BetrSichV 
erteilt. 

3.4.1 Die Zulassung gilt für folgende Anlagenteile: 

- Verdichter der Firma Atlas Copco 
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3.4.2 Der Zulassung liegen folgende Unterlagen zugrunde, die 
bei der Ausführung des Plans zu beachten und umzuset-
zen sind, soweit diese Plangenehmigung keine abwei-
chenden Regelungen trifft: 

- Antrag vom 27.10.2025 
- Vorhabenbeschreibung „Erstellung einer Erlaubnis 

zur Montage, Installation und Betrieb eines zusätzli-
chen Verdichters in einer Füllanlage zur Füllung von 
Erdgas in Druckbehälter in Kraftfahrzeuge gemäß 
§ 18 Abs. 1 Nr. 3 Betriebssicherheitsverordnung (Be-
trSichV), SWM Services GmbH, vom 14.10.2025 

- P&I Diagramm Kompressor, Maßstab 1: 1, Atlas Co-
pco, vom 29.07.2024 

- P&I Diagramm Anlage, Maßstab 1:1, Atlas Copco, 
vom 30.09.2024 

- Lageplan Bestand, Spartenplan, Stadtwerke Mün-
chen, vom 07.11.2024 

- Ex-Zonenplan Betongebäude außen, M 1: 20, Atlas 
Copco, vom 10.02.2009 in der Fassung vom 
06.02.2015 

- Ex-Zonenplan Betongebäude innen, Greenfield 
Deutschland GmbH, vom 31.10.2002 in der Fassung 
vom 10.03.2003 

- Ex-Zonendiagramm Zapfsäule, Greenfield Deutsch-
land GmbH, Ausgabe 1 vom Januar 2007 

- Explosionsschutzdokument Erdgastrankstelle ET 01 
Freising-Nordallee, Stadtwerke München, Version 
1.00, vom 18.02.2025 

- Unterlage zur Zündquellanalyse 
- Unterlage zur Gaswarnanlage 
- Unterlage zur Sicherheitskette 
- Antragsschreiben für Prüfbescheinigung SWM Ser-

vices GmbH, vom 19.02.2025 
- Prüfbericht zum Erlaubnisantrag nach § 18 Be-

trSichV, TÜV SÜD Industrie Service GmbH vom 
10.03.2025 

IV Änderungen in Abschnitt IV (Auflagen, Maßgaben, Hin-
weise zur Planfeststellung) Ziffer 14.13.2 (Weitere Be-
triebsanlagen – Öffentliche Tankstelle West mit Auto-
waschstraße – Erdgastankstelle an der Öffentlichen 
Tankstelle West mit Autowaschstraße)  

In Ziffer 14.13.2 wird folgende Ziffer 6 angefügt: 

14.13.2.6. Zusätzlicher Verdichter 

14.13.2.6.1. Auflagen und Hinweise nach Betriebssicherheitsverordnung 
(BetrSichV9 und Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) 

14.13.2.6.1.1. Die Ausführung des Vorhabens hat nach den eingereichten 
Plänen und Unterlagen zu erfolgen. Des Weiteren sind die 
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Bestimmungen der BetrSichV, der GefStoffV und die Tech-
nischen Regeln für Betriebssicherheit/Gefahrstoffe zu be-
achten und einzuhalten. 

14.13.2.6.1.2. Die Hinweise und Maßgaben des Prüfberichts der zugelas-
senen Überwachungsstelle (TÜV SÜD Industrie Service 
GmbH, Prüfbericht-Nr. P-IS-AN1-MUC-25-01-3328133-
03135504 vom 10.03.2025) sind einzuhalten und umzuset-
zen. 

14.13.2.6.1.3. Der Betreiber hat mit der Durchführung Fachbetriebe zu be-
auftragen, wenn er selbst nicht die notwendigen Vorausset-
zungen erfüllt. 

14.13.2.6.1.4. Die Gefährdungsbeurteilung und das Explosionsschutzdo-
kument sind bezüglich der Änderungen anzupassen. Die da-
raus ermittelten Maßnahmen für den Betrieb der Gasfüllan-

lage sind umzusetzen. 

14.13.2.6.1.5.  Für eine sichere Betankung an Gasfüllanlagen muss der 
Ablauf des Betankungsvorgangs in einer allgemein ver-
ständlichen Betankungsanweisung festgelegt sein. Diese ist 
in dauerhafter Form gut sichtbar im Blickfeld des Kunden an 
oder nahe der Abgabeeinrichtung auszuhängen (z. B. als 

selbsterklärendes Piktogramm). 

14.13.2.6.1.6. Die geänderte Anlage darf erst in Betrieb genommen wer-
den, wenn der ordnungsgemäße Zustand der Gasfüllanlage 
durch eine zugelassene Überwachungsstelle nach den Vor-
gaben der BetrSichV überprüft und bescheinigt worden ist.  

Der Regierung von Oberbayern - Gewerbeaufsichtsamt ist 
eine Kopie der Prüfbescheinigung vor Wiederinbetriebnah-
me nach prüfpflichtigen Änderungen zuzusenden. 

14.13.2.6.1.7. Die Fristen für wiederkehrende Prüfungen der geänderten 
Gasfüllanlage und deren Anlagenteilen sind durch den Be-
treiber zu ermitteln, festzulegen und von einer zugelassenen 
Überwachungsstelle zu überprüfen. 

14.13.2.6.1.8. Eine Kopie dieser Erlaubnis ist am Betriebsort so aufzube-
wahren, dass sie jederzeit von den zuständigen Behörden 
eingesehen werden kann. 
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14.13.2.6.1.9. Der Betreiber der Anlage hat der Regierung von Oberbayern 
- Gewerbeaufsichtsamt folgende Ereignisse unverzüglich 
anzuzeigen: 

- jeden Unfall, bei dem ein Mensch getötet oder erheb-
lich verletzt worden ist, und  

- jeden Schadensfall, bei dem Bauteile oder sicher-

heitstechnische Einrichtungen versagt haben 

14.13.2.6.1.10. Hinweis: 

Die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von 
Maßgaben in diesem Bescheid ist zulässig (§ 18 Abs. 4 Be-
trSichV). 

14.13.2.6.2. Hinweis zum Lärmschutz 

Hinsichtlich der Errichtung und des Betriebes der gesamt 
beantragten Anlage sind die Bestimmungen der Techni-
schen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) vom 
26.08.1998 (zuletzt geändert am 01.06.2017) einzuhalten. 

V Kostenentscheidung 

Die FMG trägt die Kosten des Verfahrens. 

Für diese Plangenehmigung wird eine Gebühr i. H. v. 700,- € festgesetzt. 

An Auslagen werden 396,- € festgesetzt. 

(Gesamtkosten: 1.096,- €). 
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B Sachverhalt 

I Ausgangslage 

Die Öffentliche Tankstelle West (ÖTW) des Flughafens München befindet sich am 
westlichen Ende des Nördlichen Bebauungsbandes (NBB), südlich der Nordallee 
auf planfestgestelltem Flughafengelände. 

Die ÖTW wurde ursprünglich mit dem 41. Änderungsplanfeststellungsbeschluss 
(41. ÄPFB) zum Planfeststellungsbeschluss für den Flughafen München 
(PFB MUC) vom 18.05.1992 zugelassen. Mit dem 87. Änderungsbescheid - Plan-
genehmigung zum PFB MUC (87. ÄPG) vom 28.05.2009 wurden umfangreiche 
Änderungen an der Tankstellenanlage zugelassen. Mit dem 92. Änderungsbe-
scheid - Plangenehmigung zum PFB MUC (92. ÄPG) vom 12.11.2009 wurde die 
ÖTW um eine Autogas-Betankungsanlage ergänzt. 

Mit dem 86. Änderungsbescheid - Plangenehmigung zum PFB MUC (86. ÄPG) 
vom 02.03.2009 wurde auf dem Gelände der ÖTW der Betrieb einer Erdgastank-
stelle (Füllanlage) zugelassen und damit die Erlaubnis nach § 13 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 3 BetrSichV a. F. ersetzt. 

II Vorhaben 

Weil der Verbrauch sowie die Anzahl der Betankungen seit der Inbetriebnahme 
der Erdgastankstelle im Jahr 2009 zugenommen haben, soll diese um einen zwei-
ten Verdichter (Firma Atlas Copco) erweitert werden. Hierdurch sollen Betankun-
gen schneller erfolgen und die Betankungszeit verringert werden können. 

Der zweite Verdichter soll – ohne Hoch- oder Tiefbauarbeiten – in das bestehende 
Verdichtergebäude der Erdgastankstelle eingebaut, d.h. in die bestehende Anlage 
integriert und in Betrieb genommen werden. Im bestehenden Verdichtergebäude 
ist bereits der Platz für einen zweiten Verdichter vorgehalten. Der Verdichter wird 
über einen Elektromotor angetrieben. Der Einbau des zusätzlichen Verdichters 
wird ca. eine Woche in Anspruch nehmen. Eine zusätzliche Baustelleneinrich-
tungsfläche wird nicht benötigt. Mit der Erweiterung sind weder Änderungen am 
Betriebsablauf noch Änderungen an den Ex-Zonen verbunden. Auch wird sich an 
den Lärmemissionen der Erdgastankstelle nichts verändern. Da Biomethan leich-
ter ist als Luft, ist schließlich kein negatives Einwirken auf das Grundwasser zu 
befürchten. 

Weitere Einzelheiten können den Antragsunterlagen entnommen werden, vgl. die 
Auflistung in Ziffer  B.III. 
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III Antrag auf Plangenehmigung nach § 8 Abs. 1 Satz 10 
LuftVG i. V. m. Art. 74 Abs. 6 BayVwVfG 

Mit Schreiben vom 27.10.2025 (Antrag) beantragt die FMG, den Plan zur Errich-
tung und zum Betrieb einer Erweiterung der an der ÖTW betriebenen Erdgastank-
stelle um einen zusätzlichen Verdichter an der bestehenden ortsfesten Füllanlage 
gemäß § 8 Abs. 1 Satz 10 LuftVG i. V. m. Art. 74 Abs. 6 Bay VwVfG zu genehmi-
gen. 

Ebenso beantragt die FMG, gem. § 9 Abs. 1 und 2 LuftVG i. V. m. Art. 75 Abs. 1 
Satz 1 BayVwVfG hierfür folgende Erlaubnis zu erteilen: 

- Erlaubnis nach § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BetrSichV (Gasfüllanlage) 

Zusammen mit dem Antrag legt die FMG nachrichtlich folgende Pläne und Unter-
lagen vor: 

- Vorhabenbeschreibung „Erstellung einer Erlaubnis zur Montage, Installation 
und Betrieb eines zusätzlichen Verdichters in einer Füllanlage zur Füllung von 
Erdgas in Druckbehälter in Kraftfahrzeuge gemäß § 18 Abs. 1 Nr. 3 Betriebs-
sicherheitsverordnung (BetrSichV), SWM Services GmbH, vom 14.10.2025 

- P&I Diagramm Kompressor, Maßstab 1: 1, Atlas Copco, vom 29.07.2024 
- P&I Diagramm Anlage, Maßstab 1:1, Atlas Copco, vom 30.09.2024 
- Lageplan Bestand, Spartenplan, Stadtwerke München, vom 07.11.2024 
- Ex-Zonenplan Betongebäude außen, M 1: 20, Atlas Copco, vom 10.02.2009 in 

der Fassung vom 06.02.2015 
- Ex-Zonenplan Betongebäude innen, Greenfield Deutschland GmbH, vom 

31.10.2002 in der Fassung vom 10.03.2003 
- Ex-Zonendiagramm Zapfsäule, Greenfield Deutschland GmbH, Ausgabe 1 

vom Januar 2007 
- Explosionsschutzdokument Erdgastrankstelle ET 01 Freising-Nordallee, 

Stadtwerke München, Version 1.00, vom 18.02.2025 
- Unterlage zur Zündquellanalyse 
- Unterlage zur Gaswarnanlage 
- Unterlage zur Sicherheitskette 
- Antragsschreiben für Prüfbescheinigung SWM Services GmbH, vom 

19.02.2025 
- Prüfbericht zum Erlaubnisantrag nach § 18 BetrSichV, TÜV SÜD Industrie 

Service GmbH vom 10.03.2025 

IV Verfahrensgegenstand 

Im Hinblick darauf, dass in einem parallel geführten luftverkehrsrechtlichen Verfah-
ren „Umbau Öffentliche Tankstelle West“ weitere Änderungen an der ÖTW bean-
tragt sind, über die derzeit noch nicht entschieden werden kann, ist festzustellen, 
dass sich der Verfahrensgegenstand dieser Plangenehmigung ausschließlich auf 
den Einbau eines zweiten Verdichters in die Erdgastankstelle (als selbständiger 
Bestandteil der ÖTW) beschränkt. 
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C Verfahren 

I Zuständigkeit des Luftamtes 

Das Luftamt Südbayern ist als Planfeststellungsbehörde für den Verkehrsflugha-
fen München für diesen Bescheid nach § 10 Abs. 1 LuftVG, § 26 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 21 der Verordnung über Zuständigkeiten im Verkehrswesen (ZustVVerk) sach-
lich und nach Art. 3 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 BayVwVfG örtlich zuständig.  

II Entscheidung im Wege eines Plangenehmigungsverfah-
rens 

Das Luftamt kann nach pflichtgemäßer Ermessensausübung (Art. 40 BayVwVfG) 
über den Antrag nach § 8 Abs. 1 Satz 10 LuftVG i. V. m. Art. 74 Abs. 6 BayVwVfG 
im Rahmen eines Plangenehmigungsverfahrens entscheiden. 

Es liegt ein Antragsgegenstand vor, der in den Anwendungsbereich des Luftver-
kehrsgesetzes fällt. Die ÖTW selbst wurde nach Luftverkehrsrecht (Fachplanungs-
recht) zugelassen werden. Sie dient dem Verkehrsflughafen München. Durch die 
öffentliche Flughafentankstelle soll es den mit dem PKW an- bzw. abreisenden, 
oftmals ortsunkundigen Fluggästen und den am Flughafen Beschäftigten ermög-
licht werden, ohne große Umwege ihre Fahrzeuge zu betanken. Die Ausweitung 
der Kraftstoffpalette auf Erdgas wird von der grundsätzlichen Planrechtfertigung 
der öffentlichen Tankstelle West mitgetragen. Dies gilt auch für Änderungen an 
der Erdgastankstelle. 

Durch das Vorhaben werden Rechte anderer nicht beeinträchtigt (Art. 74 Abs. 6 
Satz 1 Nr. 1 BayVwVfG). Die ÖTW liegt auf bereits planfestgestelltem Flughafen-
gelände. Beeinträchtigungen durch Lärm und Luft sind durch das Vorhaben nicht 
gegeben. 

Mit den Trägern öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche berührt werden, 
wurde das Benehmen hergestellt (Art. 74 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 BayVwVfG), vgl. 
Ziffer C.III.  

Rechtsvorschriften außerhalb des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
sehen keine Öffentlichkeitsbeteiligung vor, die den Anforderungen des Art. 73 
Abs.  3 Satz 1 und Abs. 4 bis 7 BayVwVfG entsprechen muss (Art. 74 Abs. 6 
Satz 1 Nr. 3 BayVwVfG).  

Die formellen tatbestandlichen Voraussetzungen des Art. 74 Abs. 6 Satz 1 
BayVwVfG liegen somit vor. In Ausübung pflichtgemäßen Ermessens hatte das 
Luftamt zu entscheiden, ob der Antrag trotz Vorliegens der formellen Vorausset-
zungen für eine Plangenehmigung im Wege eines Planfeststellungsverfahrens zu 
verbescheiden gewesen wäre. Es sind jedoch keinerlei Gesichtspunkte dafür er-
sichtlich, dass ein Planfeststellungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung – an-
stelle eines Plangenehmigungsverfahrens – zu einem höheren Erkenntnisgewinn 
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für das Luftamt und zu einer relevanten Verbesserung von Rechtsschutzmöglich-
keiten Dritter führen würde.  

Im Ergebnis kann das Vorhaben somit im Rahmen eines Plangenehmigungsver-
fahrens behandelt werden. 

III Beteiligte Stellen 

Das Luftamt hörte zu dem Antrag folgende Stellen (Träger öffentlicher Belange) 
an:  

- Stadt Freising 
- Regierung von Oberbayern – Gewerbeaussichtsamt (GAA) 
- Landratsamt Freising (LRA FS) 

Die Stadt Freising teilt mit, dass durch das Vorhaben weder planungsrechtliche 
noch sonstige Belange betroffen seien. Es würden keine Einwände vorgebracht. 

Seitens des GAA wurden gegen die Änderung und den Betrieb einer Erdgastank-
stelle gemäß Antrag keine Einwände erhoben, sofern im Einzelnen genannte, ar-
beitsschutz- und sicherheitstechnische Anforderungen als Nebenbestimmungen 
aufgenommen würden. 

Das LRA FS teilt mit, dass Belange des Naturschutzes, des Immissionsschutzes, 
des Wasserrechts und des Gesundheitsamtes dem Vorhaben nicht entgegenstün-
den. 

D Materiell-rechtliche Würdigung 

I Planrechtfertigung 

Das Vorhaben erfüllt das fachplanerische Erfordernis der Planrechtfertigung.  

Diesem Erfordernis ist genügt, wenn für das zur Plangenehmigung nachgesuchte 
Vorhaben, gemessen an den Zielsetzungen des jeweiligen Fachplanungsgeset-
zes, ein Bedarf besteht, mithin also die geplante Maßnahme unter diesem Blick-
winkel erforderlich ist. Das ist nicht erst bei Unausweichlichkeit des zur Plange-
nehmigung nachgesuchten Vorhabens der Fall, sondern bereits dann, wenn die-
ses vernünftigerweise geboten ist.  

1 Anwendbarkeit des Luftverkehrsgesetzes 

Mit dem Vorhaben werden Ziele verfolgt, die den Zielsetzungen des Luftverkehrs-

gesetzes entsprechen. Insoweit wird auf die Ausführungen in Ziffer C.II verwiesen. 
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2 Bedarf im engeren Sinn  

Die von der FMG genannten Gründe für das Vorhaben sind für das Luftamt nach-
vollziehbar und geeignet, einen Bedarf für die Erweiterung der Erdgastankstelle 
um einen weiteren Verdichter festzustellen. Da der Verbrauch sowie die Anzahl 
der Betankungen seit der Inbetriebnahme der Erdgastankstelle im Jahr 2009 zu-
genommen haben, ist es vernünftigerweise geboten, bestehende Anlage um einen 
zweiten Verdichter zu erweitert, damit – bei unveränderter Anzahl von Erdgas-
Zapfsäulen – Betankungen schneller erfolgen können und die Betankungszeit ver-

ringert werden kann. 

II Plangenehmigung 

Diese Plangenehmigung beruht auf § 8 Abs. 1 Satz 10 LuftVG i. V. m. Art. 74 
Abs. 6 BayVwVfG.  

Nach Art. 74 Abs. 6 Satz 2 Halbsatz 1 i. V. m. Art. 75 Abs. 1 BayVwVfG wird durch 
die Plangenehmigung die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der notwen-
digen Folgemaßnahmen im Hinblick auf alle von ihm berührten öffentlichen Belan-
ge festgestellt; neben der Plangenehmigung sind andere behördliche Entschei-
dungen nach Landes- oder Bundesrecht, insbesondere öffentlich-rechtliche Ge-
nehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und 
Planfeststellungen nicht erforderlich. Das dabei zu beachtende materielle Recht 
bleibt unberührt. Ausgenommen hiervon sind lediglich die in § 9 Abs. 1 LuftVG 
genannten Fälle, insbesondere Entscheidungen der Baugenehmigungsbehörden 
auf Grund des Baurechts.  

Diese Plangenehmigung ersetzt die für die Errichtung und den Betrieb des verfah-
rensgegenständlichen Verdichters erforderliche Erlaubnis nach § 18 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 3 BetrSichV. 

Die Errichtung und der Betrieb sowie die Änderungen der Bauart oder Betriebs-
weise, welche die Sicherheit einer Gasfüllanlage beeinflussen, bedarf der Erlaub-
nis. Bei der verfahrensgegenständlichen Erdgastankstelle handelt es sich um eine 
Gasfüllanlage. Eine solche ist definiert als Anlage einschließlich der Lager- und 
Vorratsbehälter zum Befüllen von Land-, Wasser- und Luftfahrzeugen mit ent-
zündbaren Gasen im Sinne von Anhang 1 Nummer 2.2 der Verordnung (EG) Nr. 
1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16.12.2008 über die 
Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Än-
derung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur Än-
derung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABl. L 353 vom 31.12.2008, S. 1) zur 

Verwendung als Treib- oder Brennstoff. 

Das GAA hat sinngemäß mitgeteilt, dass die Voraussetzungen zur Erteilung der 
Erlaubnis nach § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BetrSichV für den Einbau und den Betrieb 
des verfahrensgegenständlichen Verdichters vorliegen, wenn im einzelnen ge-
nannte Nebenbestimmungen festgesetzt und beachtet werden. Dem schließt sich 
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das Luftamt an. Die Nebenbestimmungen werden in Ziffer A.IV (Ziffer IV.14.13.2.6 
PFB MUC) festgesetzt. 

III Abwägung 

Dem Vorhaben stehen, bei Beachtung der festgesetzten Nebenbestimmungen, 
keine öffentlichen und privaten Belange entgegen. 

Rechte Anderer werden durch das Vorhaben nicht berührt. Mit den Trägern öffent-
licher Belange, deren Aufgabenbereiche berührt werden, wurde das Benehmen 

hergestellt. 

E Kosten 

Das Verfahren ist kostenpflichtig. Kostenschuldnerin ist die FMG als Antragstelle-
rin. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 1 LuftKostV und § 13 Abs. 1 Nr. 1 VwKostG 
in der bis zum 14.08.2013 geltenden Fassung. 

Die Höhe der Gebühren ergibt sich aus § 2 Abs. 1 LuftKostV i. V. m. Ziffer 
V. Nr. 9a) der Anlage Gebührenverzeichnis zur LuftKostV und § 9 VwKostG in der 
bis zum 14.08.2013 geltenden Fassung. Bei der Bemessung der Gebühr wird als 
Vergleichsmaßstab auch die Tarif-Nr. 7.I.2/1.2 i. V. m. 1.7 (Erlaubnis der Ände-
rung einer Füllanlage) herangezogen. Unter Berücksichtigung von § 2 Abs. 2 
Satz 1 LuftKostV werden zwei Zehntel der Mindestgebühr festgesetzt. 

Die Auslagen werden nach § 3 Abs. 1 LuftKostV i. V. m. § 10 VwKostG für die 
Begutachtungen durch das GAA erhoben. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Plangenehmigung kann Klage erhoben werden. Die Klage muss 
schriftlich innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieser Plangenehmigung 
beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof in München, Ludwigstraße 23, 
80539 München (Postanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München), erhoben 
werden. Die Klage kann beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof auch elektro-
nisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Kla-
gebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. 

Die zur Begründung der Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel sind inner-
halb einer Frist von sechs Wochen anzugeben. Das Gericht kann Erklärungen 
oder Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, zurück-
weisen und ohne weitere Ermittlungen entscheiden, wenn ihre Zulassung nach der 
freien Überzeugung des Gerichts die Erledigung des Rechtstreits verzögern würde 
und der Beteiligte die Verspätung nicht genügend entschuldigt. 

Der Klage sollen diese Plangenehmigung (in Urschrift, in Abschrift oder in Ablich-
tung) und zwei Abschriften oder Ablichtungen der Klageschrift für die übrigen Be-
teiligten beigefügt werden. 

Vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof müssen sich die Beteiligten, außer 
im Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. 
Als Prozessbevollmächtigte sind Rechtsanwälte sowie die sonst nach § 67 Abs. 2 
Satz 1 und Abs. 4 Satz 7 i. V. m. Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO genannten Per-

sonen und Organisationen zugelassen. 

Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von 
ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse 
können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch 
Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer 
Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer 

Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. 

Ein als Bevollmächtigter zugelassener Beteiligter kann sich selbst vertreten. 

Die Anfechtungsklage gegen diese Plangenehmigung hat keine aufschiebende 
Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfech-
tungsklage gegen die Plangenehmigung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann nur 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Plangenehmigung gestellt und 
begründet werden. § 58 VwGO gilt entsprechend. Treten später Tatsachen ein, 
die die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen, so kann der 
durch die Plangenehmigung Beschwerte einen hierauf gestützten Antrag nach 
§ 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO innerhalb von einem Monat stellen. Die Frist beginnt zu 
dem Zeitpunkt, in dem der Beschwerte von den Tatsachen Kenntnis erlangt. 
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und 

entfaltet keine rechtlichen Wirkungen. 

Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz 
der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten grund-
sätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 
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